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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1971 Ausgegeben am 5. August 1971 82. Stück

279. Bundesgesetz: Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1971
2 8 0 . Bundesgesetz: 22. Gehaltsgesetz-Novelle
281. Bundesgesetz: 18. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
2 8 2 . Bundesgesetz: 4. Ersatzleistungsgesetznovelle
2 8 3 . Bundesgesetz: Richterdienstgesetz-Novelle 1971 — RDG-Novelle 1971
2 8 4 . Bundesgesetz: Änderung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes

2 7 9 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1971,
mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz ge-
ändert wird (Gehaltsüberleitungsgesetz-

Novelle 1971)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Die Wachebeamten-Dienstzweigeordnung (An-

lage zu Abschnitt IV des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, BGBL Nr. 22/1947, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL Nr. 235/1967) wird wie
folgt geändert:

1. Im Teil A Abschnitt I erhält der Abs. 2
folgende Fassung:

„(2) Das Anstellungserfordernis der Absolvie-
rung einer höheren Schule wird durch eine nach
Vollendung des 18. Lebensjahres im Bundes-
dienst zurückgelegte Dienstzeit von acht Jahren
ersetzt, wenn der Wachebeamte die Beamten-
Aufstiegsprüfung im Sinne des Teiles B Ab-
schnitt II der Dienstzweigeordnung für die Be-

amten der Allgemeinen Verwaltung (Anlage zu
Abschnitt I des Gehaltsüberleitungsgesetzes) er-
folgreich abgelegt hat."

2. Im Teil B Abschnitt I erhält die Z. 1 fol-
gende Fassung:

„1. eine mindestens achtjährig« Exekutivdienst-
zeit, davon eine mindestens sechsjährige prak-
tische Exekutivdienstzeit (bei der Zottotrache im
Grenzdienst oder im Zollfahndungsdienst) vor
Beginn der Fachausbildung für dienstführende
Wachebeamte; in diese Dienstzeiten sind Dienst-
zeiten als zeitverpflichteter Soldat sowie als ge-
mäß § 11 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/
1955, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 185/1966 zur Versehung von Unteroffiziers-
funktionen herangezogener Beamter oder Ver-
tragsbediensteter bis zum Höchstausmaß von
zwei Jahren einzurechnen. Die Erfordernisse
gelten als erfüllt, wenn der Wachebeamte die
Voraussetzungen für die Erlangung eines Dienst-
postens der Verwendungsgruppe W 1 besitzt;"

3. Der Dienstzweig Nr. 9 erhält folgende Fassung:
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4. Im Dienstzweig 11 ist bei den Anstellungserfordernissen dem ersten Absatz anzufügen:

„Für Zollwachebeamte im Zollfahndungsdienst überdies eine dreijährige Dienstleistung im Zoll-
fahndungsdienst mit mindestens gutem Verwendungserfolg."

5. Die Dienstzweige Nr. 15 und 16 erhalten folgende Fassung:

Artikel II

Art. V der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-
Novelle 1970, BGBl. Nr. 243, ist auf Wache-
beamte anzuwenden.

Artikel III

(1) Wachebeamte der Dienstzweige 15 oder 16,
die vor dem 1. Jänner 1961 auf einen Dienst-
posten eines dieser Dienstzweige ernannt wur-
den, sind mit 1. Jänner 1972 zu Beamten des
Dienstzweiges 9 zu ernennen.

(2) Wachebeamte der Dienstzweige 15 oder 16,
die in der Zeit zwischen dem 1. Jänner 1961 und
dem 31. Dezember 1968 auf einen Dienstposten
eines dieser Dienstzweige ernannt wurden, sind
mit 1. Jänner 1972 auf einen Dienstposten des

Dienstzweiges 9 mit der Auflage zu ernennen,
die in den Dienstzweigen 15 und 16 vorgeschrie-
bene Fachprüfung innerhalb von drei Jahren ab-
zulegen.

Artikel IV

Die 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970,
BGBL Nr. 243, wird dahin geändert, daß in der
Anlage 2 Teil A dem Dienstzweig „36. Höherer
technischer Agrardienst" statt des Dienstzweiges
„34. Höherer technischer Dienst" der Dienst-
zweig „33. Höherer technischer Agrardienst"
gegenüberzustellen ist.

Artikel V

Die 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970,
BGBl. Nr. 244, wird wie folgt geändert:
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1. In der Tabelle zu Art. III Abs. 2 werden
zu den bisherigen Dienstzweigen 45, 46 und 47
die entsprechenden neuen Dienstzweige statt mit
„106", „107" und „108" mit „108", „109" und
„110" bezeichnet.

2. Im Art. IV Abs. 1 wird die Tabelle nach
dem Überleitungsdienstzweig 84 dahingehend er-
gänzt, daß dem Überleitungsdienstzweig 86 der
Verwendungsgruppe L 2b 2 der Dienstzweig 53
der Verwendungsgruppe L 2a 2 gegenübergestellt
wird.

Artikel VI

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 2 bis 5 am 1. Jänner 1972
2. Art. IV mit 8. August 1970
3. Art. V mit 1. September 1970

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister be-
traut.

Jonas
Häuser Rösch Broda Gratz
Staribacher Frühbauer Lütgendorf
Kirchschläger Moser Firnberg

280. Bundesgesetz vom 23. Juni 1971, mit
dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird

(22. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 94/1959,
247/1959, 297/1959, 281/1960, 164/1961, 306/
1961, 89/1963, 117/1963, 144/1963, 312/1963,
153/1964, 102/1965, 124/1965, 190/1965, 340/
1965, 109/1966, 17/1967, 236/1967, 259/1968,
198/1969, 245/1970 und 73/1971 wird wie folgt
geändert:

1. § 12 Abs. 2 Z. 7 erhält folgende Fassung:

„7. die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an
einer Akademie oder den Akademien verwandten
Lehranstalt, das für den Beamten Anstellungs-
erfofdernis gewesen ist, sowie die nach Erlangung
des Reifezeugnisses einer höheren Schule zurück-
gelegte Berufspraxis, wenn sie für die Erlangung
der Lehrbefähigung für einen der in der Ver-
wendungsgruppe L 2a 2 eingereihten Dienst-
zweige vorgeschrieben war, in beiden Fällen bis
zum Höchstausmaß von insgesamt zwei Jahren;"

2. Im § 17 wird die Zitierung „(§ 15 Z. 2)"
durch die Zitierung „(§ 15 Z. 3)" ersetzt.

3. Im § 55 Abs. 1 erhält die Gehaltstabelle für
die Verwendungsgruppe L PA folgende Fassung:

4. § 56 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Dienstalterszulage beträgt jedoch ab-
weichend von Abs. 1 für Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2b 3 und L 2b 2 922 S
und
der Verwendungsgruppe L 2b 1 527 S."

5. Im § 57 Abs. 2 lit. c und d erhalten die
Tabellen folgende Fassung:
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6. § 58 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Dienstzulage beträgt
in den Gehaltsstufen 1 bis 5 250 S,
in den Gehaltsstufen 6 bis 11 350 S,
ab der Gehaltsstufe 12 500 S;
sie erhöht sich bei den im Abs. 3 lit. a genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehr-
gängen und bei den im Abs. 3 lit. c genannten
Arbeitslehrerinnen an Polytechnischen Lehr-
gängen und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen
um 122 S."

7. Im § 59 Abs. 4 wird am Ende des ersten
Satzes der Punkt durch einen Strichpunkt er-
setzt. Diesem wird angefügt:

„§ 58 Abs. 5 gilt sinngemäß."

8. Im § 59 erhalten die Abs. 7 bis 9 folgende
Fassung:

„(7) Klassenlehrern an Volksschulklassen (Son-
derschulklassen) mit mehreren Schulstufen ge-
bührt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für Klas-
senlehrer

a) an Volksschulklassen (Sonderschulklassen)
mit mehreren Schulstufen in mehrklassigen
Volksschulen (Sonderschulen), soweit nicht
lit. b anzuwenden ist, 250 S,

b) an ungeteilten einklassigen Volksschulen
(Sonderschulen) und an geteilten Klassen
zweiklassiger Volksschulen (Sonderschulen)
380 S,

c) an geteilten einklassigen Volksschulen (Son-
derschulen) 520 S.

(8) Lehrern an zweisprachigen Schulklassen mit
der Befähigung zur Unterrichtserteilung in bei-
den Sprachen gebührt für die Dauer dieser Ver-
wendung eine Dienstzulage von 250 S.

(9) Lehrern an der Bundes-Fachschulle und
-Handelsschule Wien V, die an Klassen zu unter-
richten halben, an denen sich Schüler mit ver-
schiedenen Arten von Behinderungen befinden,
gebührt für die Dauer einer solchen Verwendung
eine Dienstzulage von 380 S; § 58 Abs. 5 gilt
sinngemäß."

9. An die Stelle des § 60 Abs. 1 treten fol-
gende Bestimmungen:

„§ 60. (1) Lehrern
a) der Verwendungsgruppe L a 2 1, die, ohne

die Voraussetzungen für eine Anstellung in
der Verwendungsgruppe L 2a 2 zu erfüllen,
auf einem für Lehrer der Dienstzweige 31
bis 36 und 53 der Anlage zu Abschnitt III a
des Gehaltsüberleitungsgesetzes in der Fas-
sung der 2. Gehaltsüberleitungsgesetz-No-
velle 1970, BGBl. Nr. 244, vorgesehenen
Dienstposten verwendet werden,

b) der Verwendungsgruppe L 2b 1, die, ohne
die Voraussetzungen für eine Anstellung in
der Verwendungsgruppe L 2b 2 zu erfüllen,
auf einem für Lehrer der Dienstzweige 79
bis 82 und 86 der Anlage zu Abschnitt III a
des Gehaltsüberleitungsgesetzes vorgesehe-
nen Dienstposten verwendet werden,

c) der Verwendungsgruppe L 2b 1, die, ohne
die Voraussetzung für eine Anstellung in
der Verwendungsgruppe L 2b 3 zu erfüllen,
auf einem für Lehrer der Dienstzweige 98
bis 100 der Anlage zu Abschnitt III a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes vorgesehenen
Dienstposten verwendet werden,

gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt:

Die Dienstzulage beträgt jedoch höchstens den
Unterschied zwischen dem Gehalt (einschließlich
einer allfälligen Dienstalterszulage) und dem Ge-
halt (einschließlich einer allfälligen Dienstalters-
zulage) eines Lehrers der Verwendungs-
gruppe L 2a 2 (lit. a), der Verwendungs-
gruppe L 2b 2 (lit. b) oder der Verwendungs-
gruppe L 2b 3 (lit. c) in der gleichen Gehalts-
stufe, § 58 Abs. 5 gilt sinngemäß.

(2) Lehrern der Verwendungsgruppe L 2b 2,
die, ohne die Voraussetzungen für eine Anstel-
lung in der Verwendungsgruppe L 2b 3 zu er-
füllen, auf einem für Lehrer dieser Verwen-
dungsgruppe vorgesehenen Dienstposten an einem
Polytechnischen Lehrgang oder an einer Berufs-
schule verwendet werden, gebührt für die Dauer
dieser Verwendung eine Dienstzulage in der
Höhe des Unterschiedes zwischen ihrem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstalterszulage)
und dem Gehalt (einschließlich einer allfälligen
Dienstalterszulage) eines Lehrers der Verwen-
dungsgruppe L 2b 3 in der gleichen Gehaltsstufe;
dies gilt sinngemäß auch dann, wenn ein Lehrer
der Verwendungsgruppe L 2b 1, der die Erforder-
nisse zwar für eine Anstellung in der Verwen-
dungsgruppe L 2b 2, nicht aber für eine Anstel-
lung in der Verwendungsgruppe L 2b 3 erfüllt,
auf einem für Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 2b 3 vorgesehenen Dienstposten an
einem Polytechnischen Lehrgang oder an einer
Berufsschule verwendet wird; § 58 Abs. 5 gilt
sinngemäß."

10. Die Abs. 2 bis 8 des § 60 erhalten die Be-
zeichnungen „(3)" bis „(9)".
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11. Dem § 60 wird angefügt:

„(10) Die Dienstzulagen nach Abs. 8 und 9 ge-
bühren

a) wenn der übungsschulmäßige Unterricht
während des ganzen Wintersemesters erteilt
wurde, für die Monate September bis ein-
schließlich Feber,

b) wenn der übungsschulmäßige Unterricht
während des ganzen Sommersemesters er-
teilt wurde, für die Monate Feber bis ein-
schließlich Juli,

c) wenn der übungsschulmäßige Unterricht
nur während eines Teiles eines Semesters er-
teilt wurde, für jeden Monat, in dem der
Lehrer durch mehr als 14 Tage in diesem
Unterricht verwendet wurde."

12. Im § 61 Abs. 2 wird die Zitierung „§ 60
Abs. 1 und 2" durch die Zitierung „§ 60 Abs. 1
bis 3" ersetzt.

13. § 72 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Anrechnung nach Abs. 3 findet in der
Weise statt, daß der Beamte ab dem Zeitpunkt
der Überstellung in die Verwendungsgruppe W 1
in dieser Verwendungsgruppe so behandelt wird,
als ob er am Beginn der im Abs. 3 bezeichneten
Dienstzeit in der Verwendungsgruppe W 1 auf-
genommen worden wäre. Hiebei ist § 35 Abs. 5
mit der Abweichung anzuwenden, daß die Dienst-
zeit soweit anzurechnen ist, als nicht Abs. 3 An-
wendung findet."

14. § 75 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Anrechnung nach Abs. 3 findet in der
Weise statt, daß der Berufsoffizier ab dem Zeit-
punkt der Überstellung in die Verwendungs-
gruppe H 2 in dieser Verwendungsgruppe so
behandelt wird, als ob er am Beginn der im
Abs. 3 bezeichneten Dienstzeit in der Verwen-
dungsgruppe H 2 aufgenommen worden wäre.
Hiebei ist § 35 Abs. 5 mit der Abweichung anzu-
wenden, daß die Dienstzeit soweit anzurechnen
ist, als nicht Abs. 3 Anwendung findet."

15. § 81 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Wird ein ehemaliger zeitverpflichteter Sol-
dat, der eine Abfertigung erhalten hat, innerhalb
von vier Jahren wieder in den Bundesdienst auf-
genommen, so ist er verpflichtet, die Abfertigung
nach Abs. 2 soweit zu erstatten, als die ihrer
Berechnung zugrunde gelegte Zahl der Monats-
bezüge höher ist als die Zahl der Monatsentgelte
einschließlich allfälliger Haushaltszulagen, die
einem Vertragsbediensteten des Bundes mit
gleicher für die Bemessung der Abfertigung an-
rechenbarer Dienstzeit zuzüglich der Zeit des

Präsenzdienstes zusteht. Der Erstattungsbetrag ist
durch Abzug von den Bezügen im neuen Dienst-
verhältnis unter sinngemäßer Anwendung des
§ 13 a Abs. 2 bis 4 hereinzubringen."

16. Im § 86 Abs. 2 lit. e erhalten die Gehalts-
ansätze für die Verwendungsgruppe L PA fol-
gende Fassung:

Artikel II

Auf die in Art. I Z. 3 und 16 angeführten Be-
zugsansätze ist Art. II der 18. Gehaltsgesetz-No-
velle, BGBl. Nr. 259/1968, anzuwenden.

Artikel III

Die 19. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 198/
1969, wird wie folgt geändert:

1. Dem Art. II wird angefügt:

„(3) Auf Südtiroler und Kanaltaler im Sinne
des § 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 97/1955
und auf Heimatvertriebene sind § 12 Abs. 2 Z. 1
des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I
und Abs. 1 Z. 1 und 4 dieses Artikels auch dann
anzuwenden, wenn die betreffenden Dienstzeiten
oder Wehrdienstzeiten in ihrem früheren Heimat-
staat zurückgelegt wurden."

2. Art. III Abs. 2 letzter Satz erhält folgende
Fassung:

„Der fiktive Dienstantrittstag ist bei Beamten,
die vor dem 1. Feber 1956 in einer der Verwen-
dungsgruppen E, D, C, W 3 oder W 2 ange-
stellt wurden und denen nach diesem Zeitpunkt
keine Vondienstzeiten oder Vordienstzeiten im
Gesamtausmaß von weniger als zwei Jahren an-
gerechnet wurden, in der Weise zu ermitteln, daß
die Zeit dem 1. Feber 1956 vorangesetzt wird,
die im Wege der Zeitvorrückung für das Er-
reichen der bezugsrechtlichen Stellung notwendig
ist, die sie gemäß § 83 Abs. 1 oder 2 des Ge-
haltsgesetzes 1956 oder gemäß Art. VII Abs. 1
der Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1956,
BGBl. Nr. 55, erhalten haben."

3. Im Art. III Abs. 3 entfällt die Wendung
„bis zum 31. Dezember 1970".

4. Im Art. III erhalten die Abs. 8 und 9 fol-
gende Fassung:

„(8) Die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages gemäß Abs. 4 und die Verbesserung der
besoldungsrechtlichen Stellung gemäß Abs. 6 und
7 sind,
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1. wenn der Antrag gemäß Abs. 3 bis zum
31. Dezember 1971 gestellt wurde,

a) bei Beamten der Jahrgänge bis 1909 mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1970 und

b) bei jüngeren Beamten mit Wirksamkeit
vom 1. Jänner 1972,

2. wenn der Antrag gemäß Abs. 3 nach dem
31. Dezember 1971 gestellt wurde, mit Wirksam-
keit von dem auf den Tag der Antragstellung
nächstfolgenden Monatsersten durchzuführen.

(9) Bei Beamten, die in der Zeit zwischen dem
28. Feber 1969 und dem gemäß Abs. 8 Z. 1 für
ihren Jahrgang in Betracht kommenden Wirk-
samkeitstermin aus dem Dienststand ausscheiden,
ist die Verbesserung gemäß Abs. 3 bis 7 abwei-
chend von den Bestimmungen des Albs. 8 mit
Wirkung vom Ersten des Monats des Ausschei-
dens aus dem Dienststand durchzuführen."

Artikel IV

Dem Art. V der 20. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 245/1970, ist anzufügen:

„(9) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auf
Lehrer der Verwendungsgruppe L 1, die sich in
einer der im § 86 Abs. 2 lit. e angeführten Ge-
haltsstufen befinden, mit der Abweichung anzu-
wenden, die sich aus der nachstehenden Tabelle
ergibt:

Artikel V

Werden eine Verbesserung der besoldungs-
rechtlichen Stellung auf Grund des Art. III Abs. 1
bis 9 und 11 der 19. Gehaltsgesetz-Novelle bzw.
des Art. X der 20. Gehaltsgesetz-Novelle und
eine Beförderung oder Ernennung auf einen
arideren Dienstposten mit dem selben Tag wirk-
sam, so ist der Beamte so zu behandeln, als ob
die angeführte Verbesserung der besoldungsrecht-
lichen Stellung zuerst wirksam geworden wäre.
Art. III Abs. 10 der 19. Gehaltsgesetz-Novelle ist
anzuwenden.

Artikel VI

Bei Beamten, deren Vorrückungsstichtag bereits
festgesetzt wurde, ist der Vorrückungsstichtag
von Amts wegen neu festzusetzen, wenn sich für
sie aus Art. I Z. 1 oder Art. III dieses Bundes-
gesetzes im Zusammenhang mit Art. III Abs. 6
und 7 der 19. Gehaltsgesetz-Novelle in der
Fassung der 20. Gehaltsgesetz-Novelle eine gün-

stigere besoldungsrechtliche Stellung ergibt.
Art. III Abs. 8 und 9 der 19. Gehaltsgesetz-
Novelle ist anzuwenden.

Artikel VII

(1) Ab 1. September 1970 gebührt Lehrern der
Verwendungsgruppe L PA, die sich in der Ge-
haltsstufe 17 oder in einer der im § 86 Abs. 2
lit. e angeführten Gehaltsstufen befinden, die
besoldungsrechtliche Stellung, die sich aus der
nachstehenden Tabelle ergibt:

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 sind auf
Lehrer des Ruhestandes, Hinterbliebene und
Angehörige sinngemäß anzuwenden.

Artikel VIII

Die besoldungsrechtliche Stellung von Beamten,
auf die § 72 oder § 75 des Gehaltsgesetzes 1956
in der bis zum Inkrafttreten des Art. I Z. 13 und
14 geltenden Fassung angewendet wurde, ist
insoweit zu verbessern, als es sich aus der An-
wendung des § 72 Abs. 4 oder des § 75 Abs. 4 in
der Fassung des Art. I Z. 13 und 14 ergibt.
Art. III Abs. 8 bis 10 der 19. Gehaltsgesetz-
Novelle ist anzuwenden.

Artikel IX

Es treten in Kraft:

1. Art. I Z. 1, Art. III und Art. V mit 1. März
1969,

2. Art. I Z. 3, 11 und 16 und die Art. II, IV
und VII mit 1. September 1970 und

3. Art. I Z. 4 bis 10 und 12 mit 1. Juli 1971.

Artikel X

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit darin nichts anderes bestimmt wird, jeder
Bundesminister insoweit betraut, als er oberste
Dienstbehörde ist.

Jonas
Häuser Rösch Broda Gratz
Staribacher Frühbauer Lütgendorf
Kirchschläger Moser Firnberg
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2 8 1 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1971,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
geändert wird (18. Vertragsbediensteten-

gesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 174/1959, 282/1960, 165/1961, 186/1962, 117/
1963, 313/1963, 154/1964, 126/1965, 191/1965,
110/1966, 18/1967, 237/1967, 260/1968, 199/1969,
464/1969 und 246/1970 wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 3 lit. a wird die Zitierung „die
Hausbesorgerordnung 1957, BGBl. Nr. 154,"
durch die Zitierung „das Hausbesorgergesetz,
BGBl. Nr. 16/1970," ersetzt.

2. Im § 3 erhalten die Abs. 1 und 2 folgende
Fassung:

„(1) Als Vertragsbedienstete dürfen nur Per-
sonen aufgenommen werden, bei denen nach-
stehende Voraussetzungen zutreffen:

1. die österreichische Staatsbürgerschaft,

2. das vollendete 18. Lebensjahr,

3. die volle Handlungsfähigkeit; doch können
Minderjährige mit Zustimmung ihres gesetz-
lichen Vertreters aufgenommen werden,

4. die allgemeine Eignung für den Dienst, für
den sie aufgenommen werden, und die Erfüllung
der mit besonderen Vorschriften festgesetzten Be-
dingungen,

5. einwandfreies Vorleben.

(2) Bei Personen, die nur bei einer im Ausland
gelegenen Dienststelle des Bundes verwendet wer-
den sollen, entfällt das Erfordernis nach Abs. 1
Z. 1. Wenn in den übrigen Fällen geeignete Be-
werber, die das betreffende Erfordernis erfüllen,
nicht zur Verfügung stehen, kann

1. von der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 1 vom
zuständigen Bundesministerium im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzleramt,

2. von der Voraussetzung des Abs. 1 Z. 2 vom
zuständigen Bundesministerium,

3. von den übrigen Voraussetzungen des Abs. 1
von der Bundesregierung
in begründeten Ausnahmefällen abgesehen wer-
den."

3. § 10 erhält folgende Fassung:

„ E n t l o h n u n g s g r u p p e n des E n t l o h -
n u n g s s c h e m a s I

§ 10. Das Entlohnungsschema I umfaßt die
folgenden Entlohnungsgruppen:

Entlohnungsgruppe a = höherer Dienst,
Entlohnungsgruppe b = gehobener Dienst,
Entlohnungsgruppe c = Fachdienst,
Entlohnungsgruppe d = mittlerer Dienst,
Entlohnungsgruppe e = Hilfsdienst."

4. § 15 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Wird ein Vertragsbediensteter des Ent-
lohnungsschemas I aus der Entlohnungsgruppe e,
d oder c in die Entlohnungsgruppe a überstellt,
so gebührt ihm die Entlohnungsstufe, die sich
ergeben würde, wenn er die Zeit, die für die Er-
reichung seiner bisherigen Entlohnungsstufe not-
wendig ist, in dem sechs Jahre übersteigenden
Ausmaß als Vertragsbediensteter der Ent-
lohnungsgruppe a zurückgelegt hätte. Hat der
Vertragsbedienstete das für den dem Vertrags-
bediensteten hinsichtlich der Verwendung ver-
gleichbaren Beamten geltende Anstellungserfor-
dernis nicht durch die Vollendung einer Hoch-
schulbildung im Sinne der allgemeinen Anstel-
lungserfordernisse für die Verwendungsgruppe A
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung er-
füllt, so ist er so zu behandeln, als ob die Abs. 2
und 3 auf ihn angewendet worden wären."

5. Dem § 19 Abs. 4 wird angefügt:
„Ist der auf diese Weise ermittelte Vorrückungs-
stichtag ungünstiger als der bisherige Vor-
rückungsstichtag, so bleibt für den Vertrags-
bediensteten der bisherige Vorrückungsstichtag
gültig."

6. Im § 20 Abs. 2 erster Satz wird die Zitierung
„des Feiertagsruhegesetzes, StGBl. Nr. 116/1945",
durch die Zitierung „des Feiertagsruhegesetzes
1957, BGBl. Nr. 153, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 264/1967," ersetzt.

7. § 26 Abs. 2 Z. 7 erhält folgende Fassung:

„7. Die Zeit eines abgeschlossenen Studiums an
einer Akademie oder den Akademien ver-
wandten Lehranstalt, das für den Vertragsbe-
diensteten Anstellungserfordernis gewesen ist, so-
wie die nach Erlangung des Reifezeugnisses einer
höheren Schule zurückgelegte Berufspraxis, wenn
sie für die Erlangung der Lehrfbefähigung für
einen der in der Entlohnungsgruppe l 2a 2 ein-
gereihten Dienstzweige vorgeschrieben war, in
beiden Fällen bis zum Höchstausmaß von zwei
Jahren."

8. In Z. 1 lit. d der Anlage zu § 26 Abs. 2
Z. 8 wird das Wort „Vermessungstechnik" durch
das Wort „Vermessungswesen" ersetzt.

9. § 27 Abs. 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Dem Vertragsbediensteten gebührt, so-
fern nicht zwingende dienstliche Gründe ent-
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gegenstehen, die Hälfte des Urlaubsausmaßes un-
geteilt. Der Dienstgeber kann aus dienstlichen
Gründen anordnen, daß ein schon bewilligter
Urlaub nicht angetreten oder nicht fortgesetzt
wird und daß der Antritt oder die Fortsetzung
des Urlaubes aufzuschieben ist."

10. Im § 27 a Abs. 1 lit. c wird die Zitierung
„des Invalideneinstellungsgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 21" durch die Zitierung „des Invalidenein-
stellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970" er-
setzt.

11. Im § 27 a Abs. 1 lit. d wird die Jahreszahl
„1953" durch die Jahreszahl „1969" ersetzt.

12. Im § 27 a Abs. 4 wird die Jahreszahl
„1953" durch die Jahreszahl „1969" ersetzt.

13. An die Stelle des § 27 e letzter Satz treten
folgende Bestimmungen:

„Das zuständige Bundesministerium kann, so-
weit der Urlaub im Interesse des Bundes gelegen
ist, erklären, daß die nach dem ersten und zwei-
ten Satz mit der Gewährung des Urlaubes ver-
bundenen Folgen nicht oder nicht im vollen
Umfang eintreten. Dauert der Karenzurlaub
länger als zehn Werktage im Kalenderjahr, so
bedarf diese Erklärung der Zustimmung des
Bundeskanzleramtes und des Bundesministeriums
für Finanzen."

14. § 30 Abs. 1 letzter Satz letzter Halbsatz
erhält folgende Fassung:

„ein auf unbestimmte Zeit eingegangenes
Dienstverhältnis endet ferner durch Kündigung
mit Abilauf der Kündigungsfrist."

15. Im § 41 Abs. 1 erhält die Entlohnungs-
tabelle für die Entlohnungsgruppe l pa folgende
Fassung:

16. Dem § 41 wird angefügt:

„(3) Vertragslehrern des Entlohnungsschemas
I L, die an land- und forstwirtschaftlichen Lehr-
anstalten zwar für eine dauernde Beschäftigung
aufgenommen, aber nur während eines Teiles des
Schuljahres zur Unterrichtserteilung herange-
zogen werden, gebührt während der Zeit der
Unterrichtserteilung das Monatsentgelt nach dem
tatsächlichen Beschäftigungsausmaß. Als Abgel-
tung für den Bezugsanspruch während der Ferien
gebührt ihnen bei Beendigung der Unterrichts-
tätigkeit in jedem Schuljahr ein Betrag in der
Höhe von einem Fünftel der Summe der wäh-
rend der Unterrichtserteilung im betreffenden
Schuljahr bezogenen Monatsentgelte und der
Haushaltszulagen."

17. § 42 b Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fas-
sung:

„(2) Bei der Anwendung des Abs. 1 ist auf die
Bestimmungen der §§ 42 und 42 a Bedacht zu
nehmen. Hiebei entsprechen die Entlohnungs-
gruppe a den Entlohnungsgruppen l pa und l 1,
die Entlohnungsgruppe b den Entlohnungsgrup-
pen l 2 b, alle übrigen Entlohnungsgruppen der
Entlohnungsgruppe l 3.

(3) Wird ein Vertragslehrer aus dem Entloh-
nungsschema II L in das Entlohnungsschema I, II
oder I L überstellt, so ist der für die neue Ent-
lohnungsgruppe geltende Vorrückungsstichtag so
zu ermitteln, als ob der Vertragslehrer in diesem
Zeitpunkt in die neue Entlohnungsgruppe aufge-
nommen worden wäre."

18. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die §§ 27, 27 a, 27 b, 28 und 29 sind auf
Vertragslehrer nicht anzuwenden."

19. Im § 49 Abs. 1 wird die Zitierung „§ 35
Abs. 1 lit. a" durch die Zitierung „§ 35 Abs. 2
lit. a" ersetzt.

Artikel II

Auf die im Art. I Z. 15 angeführten Entloh-
nungsansätze ist Art. II der 14. Vertragsbedien-
stetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 260/1968, anzu-
wenden.

Artikel III

Die 15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 199/1969, wird wie folgt geändert:

1. Dem Art. II wird angefügt:

„(3) Auf Südtiroler und Kanaltaler im Sinne
des § 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 97/1955
und auf Heimatvertriebene sind § 26 Abs. 2 Z. 1
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 in der
Fassung des Art. I und Abs. 1 Z. 1 und 4 dieses
Artikels auch dann anzuwenden, wenn die be-
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treffenden Dienstzeiten oder Wehrdienstzeiten
im Dienste des früheren Heimatstaates zurück-
gelegt wurden."

2. Art. III Abs. 2 letzter Satz erhält folgende
Fassung:

„Der fiktive Dienstantrittstag ist bei Vertrags-
bediensteten, die vor dem 1. Jänner 1961 in einer
der Entlohnungsgruppen d oder c aufgenommen
wurden und denen nach diesem Zeitpunkt keine
Vordienstzeiten oder Vordienstzeiten im Gesamt-
ausmaß von weniger als zwei Jahren angerechnet
wurden, in der Weise zu ermitteln, daß die Zeit
dem 1. Jänner 1961 vorangesetzt wird, die für
das Erreichen der bezugsrechtlichen Stellung not-
wendig ist, die sie gemäß Art. II Abs. 1 der
2. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 282/1960, erhalten haben."

3. Im Art. III Abs. 3 entfällt die Wendung „bis
zum 31. Dezember 1970".

4. Im Art. III erhalten die Abs. 7 und 8 fol-
gende Fassung:

„(7) Die Verbesserung des Vorrückungsstich-
tages gemäß Abs. 4 und die Verbesserung der
bezugsrechtlichen Stellung gemäß Abs. 6 sind,

1. wenn der Antrag gemäß Abs. 3 bis zum
31. Dezember 1971 gestellt wurde,

a) bei Vertragsbediensteten der Jahrgänge bis
1909 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1970
und

b) bei jüngeren Vertragsbediensteten mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1972,

2. wenn der Antrag gemäß Abs. 3 nach dem
31. Dezember 1971 gestellt wurde, mit Wirksam-
keit von dem auf den Tag der Antragstellung
nächstfolgenden Monatsersten durchzuführen.

(8) Bei Vertragsbediensteten, die in der Zeit
zwischen dem 28. Feber 1969 und dem gemäß
Abs. 7 Z. 1 für ihren Jahrgang in Betracht
kommenden Wirksamkeitstermin mit Abferti-
gung oder aus Anlaß der Übernahme in ein
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis zum Bund
aus dem Bundesdienstverhältnis ausscheiden, ist
eine Verbesserung gemäß Abs. 3 bis 6 abweichend
von den Bestimmungen des Abs. 7 mit Wirkung
vom Ersten des Monates des Ausscheidens aus
dem Bundesdienstverhältnis durchzuführen."

Artikel IV

Es treten in Kraft:
1. Art. I Z. 5, 7 und 17 und Art. III am

1. März 1969 und
2. Art. I Z. 15 und Art. II am 1. September

1970.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit darin nichts anderes bestimmt wird, die
Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, die
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Jonas
Häuser Rösch Broda Gratz
Staribacher Frühbauer Lütgendorf
Kirchschläger Moser Firnberg

2 8 2 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1971, mit
dem das Bundesgesetz über Ersatzleistungen
an öffentlich Bedienstete während des Ka-
renzurlaubes aus Anlaß der Mutterschaft
geändert wird (4. Ersatzleistungsgesetznovelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 22. März 1961, BGBl.
Nr. 98, über Ersatzleistungen an öffentlich Be-
dienstete während des Karenzurlaubes aus Anlaß
der Mutterschaft in der Fassung der Bundes-
gesetze vom 1. April 1965, BGBl. Nr. 92, und
vom 6. März 1968, BGBl. Nr. 125, wird ge-
ändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:

„Dienstnehmerinnen, die in einem Dienstver-
hältnis stehen, auf das die Bestimmungen des
Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl. Nr. 247/1970,
oder des Land- und forstwirtschaftlichen Landes-
lehrer-Dienstgesetzes, BGBl. Nr. 248/1970, anzu-
wenden sind;"

2. § 3 hat zu entfallen.

3. Die §§ 3 bis 14 erhalten die Bezeichnung
2 bis 13.

4. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„Kommt die Mutter für den Unterhalt des
Kindes überwiegend selbst auf, so beträgt die
Ersatzleistung

5. Die Abs. 3 und 4 des § 3 haben zu lauten:

„(3) Kommt die Mutter für den Unterhalt des
Kindes nicht überwiegend selbst auf, so beträgt
die Ersatzleistung die Hälfte des nach Abs. 1
zustehenden Betrages,



1504 82. Stück — Ausgegeben am 5. August 1971 — Nr. 283

(4) Zu der Ersatzleistung tritt ein Zuschlag in
der Höhe der Haushaltszulage, die der Mutter
gebühren würde, wenn sie nicht gegen Karenz
der Bezüge beurlaubt wäre."

6. § 4 Abs. 1 hat zu lauten:

„Einkünfte der Mutter und ihres Ehemannes,
die monatlich zusammen den Gehalt der Ge-
haltsstufe 3 der Dienstklasse V zuzüglich
Teuerungszulagen übersteigen, sind auf die Er-
satzleistung anzurechnen. Diesem Gehalt ist für
das zweite und für jedes weitere Kind, für das
die Mutter oder ihr Ehemann Familienbeihilfe
nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967,
BGBl. Nr. 376, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 302/1968, 195/1969, 10/1970, 415/1970
und 116/1971 bezieht, je ein Betrag in der Höhe
des Unterschiedsbetrages zwischen den Gehalts-
stufen 3 und 6 der Dienstklasse V zuzurechnen.
§ 5 Abs. 2 bis 4 des Gehaltsgesetzes 1956 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 198/1969
ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Ersatz-
leistung selbst nicht zu den Einkünften zu zäh-
len ist."

7. § 4 Abs. 3 hat zu entfallen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit
1. Jänner 1971 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut,

a) soweit dieses Bundesgesetz auf die im § 1
Abs. 1 lit. a, c und d des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 98/1961 genannten Dienstnehme-
rinnen Anwendung findet, jener Bundes-
minister, der oberste Dienstbehörde oder
zuständiger Vertreter des Dienstgebers ist
oder in dessen Zuständigkeitsbereich jene
Stelle fällt, die den Dienstgeber vertritt;

b) soweit dieses Bundesgesetz auf die im § 1
Abs. 1 lit. b des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 98/1961 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 92/1965 genannten
Dienstnehmerinnen Anwendung findet und
die Vollziehung nicht den Ländern obliegt,
der Bundesminister für Unterricht und
Kunst, soweit es sich jedoch um Lehre-
rinnen an land- und forstwirtschaftlichen
Berufs- und Fachschulen handelt, der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft.

Jonas
Häuser Rösch Broda Gratz
Staribacher Frühbauer Lütgendorf
Kirchschläger Moser Firnberg

2 8 3 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1971,
mit dem das Richterdienstgesetz geändert
wird (Richterdienstgesetz-Novelle 1971 —

RDG-Novelle 1971)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
in der Fassung der Richterdienstgesetz-Novelle
1968, BGBl. Nr. 68, wird wie folgt geändert:

1. Der erste Satz des § 3 Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

„In die provisorische Dienstzeit können die für
die Festsetzung des Vorrückungsstichtages berück-
sichtigten Zeiten ganz oder zum Teil eingerechnet
werden."

2. § 7 Abs. 2 Z. 2 erhält folgende Fassung:

„2. Mangel der körperlichen oder geistigen Eig-
nung;"

3. Der Abs. 2 des § 9 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Teil des Ausbildungsdienstes kann
beim Obersten Gerichtshof, beim Oberlandes-
gericht, beim Arbeitsgericht, bei einer Anstalt
zum Vollzug von Freiheitsstrafen und bei der
Finanzprokuratur geleistet werden."

4. Der Abs. 1 des § 26 erhält folgende Fassung:

„(1) Zum Richter kann nur ernannt werden,
wer die für den richterlichen Vorbereitungsdienst
vorgesehenen Aufnahmeerfordernisse erfüllt, die
Richteramtsprüfung bestanden und eine vier-
jährige Rechtspraxis im richterlichen Vor-
bereitungsdienst oder in einer der im § 15 ge-
nannten Verwendungen zurückgelegt hat. Bei der
Berechnung der Dauer der Rechtspraxis im rich-
terlichen Vorbereitungsdienst nach bestandener
Richteramtsprüfung oder in einer der im § 15
genannten Verwendungen ist die Vorschrift des
§ 13 sinngemäß anzuwenden. Die Rechtsanwalts-
prüfung ersetzt die Richteramtsprüfung."

5. Der Abs. 6 des § 36 erhält folgende Fassung:

„(6) Die Mitglieder und die Ersatzmänner der
Personalsenate sind auf drei Jahre zu wählen.
Ihre Funktionsdauer beginnt mit 1. Jänner des
ihrer Wahl folgenden Jahres. Scheiden Mitglieder
während der Amtsdauer aus, so haben an ihre
Stelle die Ersatzmänner nach der Reihenfolge
ihrer Wahl zu treten. Reicht die Zahl der Ersatz-
männer hiezu nicht aus, so ist für den Rest der
Amtsdauer eine Ersatzwahl vorzunehmen. Sie hat
erforderlichenfalls auf Beschluß des Personal-
senates auch beim Ausscheiden von Ersatzmän-
nern stattzufinden. Bei Durchführung der Ersatz-
wahl sind die Vorschriften der §§ 37 bis 46 sinn-
gemäß anzuwenden."
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6. Dem Abs. 2 des § 37 wird folgender Satz
angefügt:

„Von der Wählbarkeit sind Richter ausgeschlos-
sen, über die rechtskräftig eine Disziplinarstrafe
verhängt wurde, solange diese im Standesausweis
nicht gelöscht ist."

7. Der Abs. 3 des § 37 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Wahlberechtigung und die Wählbar-
keit ruhen während der Dauer einer Außerdienst-
stellung, einer Enthebung, einer Suspendierung,
eines Urlaubes von mehr als drei Monaten und
der Ableistung des ordentlichen oder außer-
ordentlichen Präsenzdienstes."

8. Dem Abs. 7 des § 51 wird folgender Satz
angefügt:

„In diesem Fall ist der Richter für jenes nächst-
folgende Kalenderjahr zu beschreiben, in dem die
Voraussetzungen für den Entfall der Dienst-
beschreibung nicht gegeben sind, falls er für jenes
Kalenderjahr nicht bereits nach Abs. 2 bis 5 zu
beschreiben ist."

9. Dem § 55 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Je eine vom Vorsitzenden des Personal-
senates eigenhändig unterschriebene Ausfertigung
der Dienstbeschreibung ist der Stelle, die zur Auf-
bewahrung eines Standesausweises berufen ist,
zum Anschluß an den Standesausweis zu übermit-
teln."

10. Im Abs. 1 des § 65 treten in der Spalte
„Dienstposten" an die Stelle der Worte „Vor-
steher des Bezirksgerichtes mit acht oder mehr
systemisierten Richterposten und Vorsteher des
Exekutionsgerichtes Wien" die Worte „Vorsteher
des Bezirksgerichtes mit fünf oder mehr systemi-
sierten Richterposten und Vorsteher des Exe-
kutionsgerichtes Wien".

11. Der Abs. 2 des § 85 erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Der wegen Dienstunfähigkeit in den zeit-
lichen Ruhestand versetzte Richter hat sich auf
Anordnung seiner letzten Dienststelle einer ärzt-
lichen Untersuchung zur Prüfung des Fortbestan-
des seiner Dienstunfähigkeit zu unterziehen. Bei
dieser Prüfung ist insbesondere auch auf seine
Tätigkeit im zeitlichen Ruhestand Bedacht zu
nehmen."

12. § 89 wird aufgehoben.

Artikel II

(1) Die im § 26 Abs. 1 des Richterdienst-
gesetzes in der Fassung des Art. I Z. 4 vorge-
sehene vierjährige Rechtspraxis wird für die Zeit
bis einschließlich 30. Juni 1976 auf drei Jahre
herabgesetzt.

(2) Auf Richter, die gemäß Abs. 1 mit einer
kürzeren als vierjährigen Rechtspraxis ernannt
werden, sind die Bestimmungen der §§ 12 und 42
des Gehaltsgesetzes 1956 mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß sie in die Gehaltsstufe 2 frühestens
in dem Zeitpunkt vorrücken können, in dem sie
eine in der Verwendungsgruppe A oder einer
gleichwertigen Verwendungsgruppe für die Vor-
rückung anrechenbare Dienstzeit von sechs Jahren
aufweisen.

Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August 1971 in
Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Häuser Broda

284. Bundesgesetz vom 16. Juli 1971,
mit dem das Bundes-Personalvertretungs-

gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 10. März 1967, BGBl.
Nr. 133, über die Personalvertretung bei den
Dienststellen des Bundes (Bundes-Personalvertre-
tungsgesetz) wird wie folgt geändert:

1. Der Kurztitel erhält folgenden Wortlaut:

„(Bundes-Personalvertretungsgesetz — PVG)"

2. § 2 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Aufgabenbereich anderer gesetzlicher
und auf freiwilliger Mitgliedschaft beruhender
Berufsvereinigungen (z. B. Gewerkschaft der
öffentlich Bediensteten) wird durch dieses Bun-
desgesetz nicht berührt."

3. § 6 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) In der Dienststellenversammlung ist jeder
wahlberechtigte Bedienstete stimmberechtigt.
Der Dienststellenausschuß (Vertrauenspersonen)
kann zur Auskunftserteilung sowohl Vertreter
der Berufsvereinigungen im Sinne des § 2 Abs. 3
als auch Vertreter der Verwaltung zur Dienst-
stellenversammlung einladen."

4. § 6 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Bei zusammengefaßten Dienststellen (§ 4)
oder bei Dienststellen, deren Angehörige nicht
gleichzeitig Dienst versehen (Schicht- oder Wech-
seldienst), kann zur Entgegennahme von Berich-
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ten des Dienststellenausschusses (Vertrauensper-
sonen) gemäß § 5 Abs. 2 lit. a die Dienststellen-
versammlung auch geteilt durchgeführt werden
(Teildienststellenversammlung). Bei der Ein-
berufung von Teildienststellenversammlungen ist
vorzusorgen, daß allen Bediensteten der Dienst-
stelle die Teilnahme an einer der Teildienst-
stellenversammlungen möglich ist. Wird die
Dienststellenversammlung geteilt durchgeführt,
so sind die Bediensteten nur zur Teilnahme an
einer Teildienststellenversammlung berechtigt."

5. Die bisherigen Absätze 7 und 8 des § 6
erhalten die Bezeichnung Abs. 8 und 9.

6. Die §§ 9 und 10 haben zu lauten:

„§ 9. (1) Der Dienststellenausschuß ist zur
Erfüllung aller jener im § 2 umschriebenen Auf-
gaben berufen, die nicht ausdrücklich anderen
Einrichtungen der Personalvertretung vorbehal-
ten sind. Dabei sind beabsichtigte Maßnahmen
vor ihrer Durchführung mit dem Ziel einer Ver-
ständigung rechtzeitig und eingehend mit dem
Dienststellenausschuß zu verhandeln. In diesem
Sinne obliegt dem Dienststellenausschuß ins-
besondere die Mitwirkung:

a) bei der Durchführung und Überwachung
der Einhaltung von Vorschriften und
Anordnungen über den Dienstnehmer-
schutz und die Sozialversicherung; in die-
sen Belangen kann erforderlichenfalls die
zuständige Aufsichtsbehörde angerufen
werden;

b) bei Anträgen des Dienststellenleiters auf
Übernahme von Bediensteten in das öffent-
lich-rechtliche Dienstverhältnis, auf Ernen-
nungen oder auf Überstellungen von
Bediensteten;

c) bei der Vergabe einer Wohnung durch die
Dienstbehörde;

d) bei der Auswahl der Bediensteten für eine
Aus- oder Fortbildung;

e) bei Maßnahmen, die im Interesse der
Gesundheit der Bediensteten gelegen sind;

f) bei der Erstellung von Grundsätzen über
die Gewährung von Belohnungen, Vor-
schüssen und Aushilfen;

g) bei der Gewährung von Sonderurlauben in
der Dauer von mehr als drei Tagen;

h) bei der Anordnung von Überstunden, es
sei denn, die Überstunden werden nur für
einen Bediensteten für nicht mehr als drei
Tage hintereinander angeordnet;

i) bei der Auflösung des Dienstverhältnisses
durch Entlassung oder Kündigung durch
den Dienstgeber und bei der einverständ-
lichen Auflösung des Dienstverhältnisses;

j) bei der Auswahl von Bediensteten, die zu
Mitgliedern von Dienstprüfungskommis-
sionen, die nur für ein Ressort zuständig
sind, bestellt werden sollen;

k) bei der Auswahl von Bediensteten, die zu
Mitgliedern der Disziplinarkommissionen
und der Dienstbeurteilungskommissionen
bestellt werden sollen, ausgenommen die
Mitglieder der Obersten Disziplinarkom-
mission und der Obersten Dienstbeurtei-
lungskommission ;

1) bei der Versetzung in den zeitlichen oder
dauernden Ruhestand, es sei denn, die Ver-
setzung ist gesetzlich vorgeschrieben oder
sie erfolgt als Disziplinarstrafe;

m) bei der Untersagung einer Nebenbeschäfti-
gung;

n) bei der Feststellung der Verpflichtung zum
Ersatz von Übergenüssen und der Ver-
pflichtung zum Schadenersatz sowie

o) bei der Einführung neuer Arbeitsmetho-
den.

(2) Mit dem Dienststellenausschuß ist im Sinne
des § 10 das Einvernehmen herzustellen:

a) in allgemeinen Personalangelegenheiten, die
nach ihrer Bedeutung nicht über den Wir-
kungsbereich des Dienststellenausschusses
hinausgehen;

b) bei der Erstellung und Änderung des
Dienstplanes und der Diensteinteilung,
soweit sich diese über einen längeren Zeit-
raum bzw. auf mehrere Bedienstete
bezieht;

c) bei der Urlaubseinteilung oder deren
Abänderung.

(3) Dem Dienststellenausschuß sind schriftlich
mitzuteilen:

a) die Aufnahme, Dienstzuteilung und Ver-
setzung sowie die Abberufung eines
Bediensteten von seiner bisherigen Ver-
wendung (Funktion), und zwar bevor eine
solche Verfügung getroffen wird, in Dring-
lichkeitsfällen jedoch spätestens am Tage
ihres Wirksamkeitsbeginnes;

b) die beabsichtigte Erstattung einer Diszipli-
naranzeige oder die beabsichtigte Verhän-
gung einer Ordnungsstrafe und die Art der
Beendigung des Disziplinarverfahrens;

c) eine Unfallsanzeige und
d) die Versetzung eines Bediensteten in den

zeitlichen oder dauernden Ruhestand,
sofern sie gesetzlich vorgeschrieben ist.

(4) Weiters obliegt es dem Dienststellenaus-
schuß:

a) Anregungen zu geben und Vorschläge zu
erstatten, mit dem Ziele, zum allgemeinen
Nutzen und im Interesse der Bediensteten
den Dienstbetrieb zu fördern;
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b) sofern dies von einem Bediensteten für
seine Person verlangt wird, diesen in Ein-
zelpersonalangelegenheiten, und zwar auch
in Fällen, in denen sich der Bedienstete
nicht auf ein ihm aus dem Dienstverhältnis
zustehendes Recht berufen kann, zu ver-
treten;

c) an der Besichtigung von Dienststellen durch
behördliche Organe, sofern diese nicht
Kontrollen des Dienstbetriebes dient, teil-
zunehmen; die Dienststellenausschüsse sind
von solchen Besichtigungen rechtzeitig in
Kenntnis zu setzen;

d) in den Angelegenheiten der §§ 27 und 28
tätig zu werden.

§ 10. (1) Beabsichtigte Maßnahmen des Dienst-
stellenleiters im Sinne des § 9 Abs. 1 sind dem
Dienststellenausschuß spätestens zwei Wochen vor
ihrer Durchführung nachweislich zur Kenntnis
zu bringen.

(2) Maßnahmen, hinsichtlich derer mit dem
Dienststellenausschuß das Einvernehmen herzu-
stellen ist (§ 9 Abs. 2), sind spätestens zwei
Wochen vor ihrer beabsichtigten Durchführung
dem Dienststellenausschuß nachweislich zur
Kenntnis zu bringen. Das Einvernehmen ist her-
gestellt, wenn der Dienststellenausschuß zur ge-
planten Maßnahme die ausdrückliche Zustim-
mung gibt oder sich innerhalb einer Frist von
zwei Wochen nach Mitteilung der geplanten
Maßnahme nicht äußert. Der Dienststellenaus-
schuß kann innerhalb der zweiwöchigen Frist
Einwendungen erheben und allenfalls Gegenvor-
schläge machen. Die Einwendungen oder Gegen-
vorschläge sind zu begründen.

(3) Die im zweiten und dritten Satz des Abs. 2
genannte Frist kann auf begründeten Antrag des
Dienststellenausschusses angemessen verlängert
werden. Bei Maßnahmen, die keinen Aufschub
erleiden dürfen, kann eine kürzere Äußerungs-
frist bestimmt werden. Auf Maßnahmen, die
sofort getroffen werden müssen, insbesondere bei
drohender Gefahr und in Katastrophenfällen,
sowie bei Alarm- und Einsatzübungen sind die
Bestimmungen der Abs. 1 und 2 nicht anzuwen-
den; der Dienststellenausschuß ist jedoch unver-
züglich von der getroffenen Maßnahme zu ver-
ständigen.

(4) Der Leiter der Dienststelle hat sich auf
Verlangen des Dienststellenausschusses mit die-
sem über Anträge, Anregungen und Vorschläge
dieses Ausschusses zu beraten; einem solchen
Verlangen ist binnen zwei Wochen Rechnung zu
tragen. Das Beratungsergebnis ist vom Dienst-
stellenleiter in Form einer Niederschrift festzu-
halten.

(5) Kommt eine Verständigung im Sinne
des § 9 Abs. 1 oder ein Einvernehmen im
Sinne des § 9 Abs. 2 nicht zustande oder ent-

spricht der Leiter der Dienststelle den Einwen-
dungen des Dienststellenausschusses binnen zwei
Wochen nicht im vollen Umfang, so hat er dies
dem Dienststellenausschuß unter Angabe der
Gründe bekanntzugeben. Dasselbe gilt, wenn
der Leiter der Dienststelle glaubt, schriftlich ein-
gebrachten Anträgen, Anregungen und Vor-
schlägen des Dienststellenausschusses (Abs. 4)
nicht nachkommen zu können. Wenn es der
Dienststellenausschuß in diesen Fällen innerhalb
einer Frist von zwei Wochen verlangt, so ist
die Angelegenheit im Dienstweg der sachlich
zuständigen übergeordneten Dienststelle, bei der
ein für die Angelegenheit zuständiger Fachaus-
schuß errichtet ist, wenn eine solche Dienststelle
nicht besteht, der Zentralstelle binnen zwei
Wochen vorzulegen. Eine schriftliche Äußerung
des Dienststellenausschusses ist in diesem Falle
dem Vorlageakt anzuschließen. Auf Verlangen
des Dienststellenausschusses haben Maßnahmen
im Sinne des § 9 Abs. 1, ausgenommen die in
lit. h, i, 1 und m genannten, hinsichtlich der der
Dienststellenausschuß Einwendungen oder Gegen-
vorschläge vorgebracht hat, so lange zu unter-
bleiben, bis über diese Einwendungen oder
Gegenvorschläge endgültig abgesprochen ist.

(6) Der Leiter der übergeordneten Dienststelle
hat, wenn er den Einwendungen oder Anträgen
(Anregungen, Vorschlägen) nicht entspricht, bin-
nen zwei Wochen Beratungen mit dem bei seiner
Dienststelle gebildeten und für die Angelegenheit
zuständigen Fachausschuß aufzunehmen. Das
Ergebnis der Beratungen ist vom Leiter der
Dienststelle schriftlich festzuhalten; eine Aus-
fertigung ist dem Fachausschuß zuzustellen.
Haben die Beratungen zu keinem Einvernehmen
geführt, so ist die Angelegenheit binnen zwei
Wochen der Zentralstelle vorzulegen, wenn dies
der Fachausschuß binnen zwei Wochen nach
Zustellung der schriftlichen Ausfertigung ver-
langt.

(7) Wird zwischen den sachlich für die Behand-
lung der Angelegenheit berufenen Organen der
Zentralstelle und dem zuständigen Zentral-
ausschuß kein Einvernehmen erzielt, so entschei-
det der zuständige Leiter der Zentralstelle ohne
unnötigen Aufschub nach Beratung der Ange-
legenheit mit dem Zentralausschuß. Der Leiter
der Zentralstelle hat, sofern es der Zentralaus-
schuß verlangt, vor seiner Entscheidung ein Gut-
achten der Personalvertretungs-Aufsichtskommis-
sion (§§ 39 ff.) einzuholen. Langt dieses Gut-
achten nicht binnen vier Wochen ab dem Zeit-
punkt seiner Anforderung beim Leiter der
Zentralstelle ein, so ist dieser berechtigt, seine
Entscheidung zu treffen, ohne das Gutachten
abzuwarten.

(8) Die Entscheidung des Leiters der Zentral-
stelle gemäß Abs. 7 hat nach dem Grundsatz zu
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erfolgen, daß durch die zu treffende Maßnahme
soziale sowie dienstrechtliche Härten für die
Bediensteten vermieden werden. Kann eine
soziale oder dienstrechtliche Härte jedoch nicht
gänzlich vermieden werden, ist so vorzugehen,
daß nur eine möglichst geringe Zahl von Bedien-
steten hiedurch betroffen wird."

7. Nach dem § 10 ist folgender § 10 a mit
Überschrift einzufügen:

„Akteneinsicht

§ 10 a. (1) Der Leiter der Dienststelle hat den
Personalvertretern die Einsicht und Abschrift-
nahme der Akten oder Aktenteile zu gestatten,
deren Kenntnis zur Erfüllung der der Personal-
vertretung im § 9 übertragenen Aufgaben erfor-
derlich ist.

(2) Von der Akteneinsicht ausgenommen sind
Beratungsprotokolle, Amtsvorträge, Erledigungs-
entwürfe und sonstige Schriftstücke (Mitteilun-
gen anderer Behörden, Meldungen, Berichte
u. dgl.), deren Einsichtnahme durch die Personal-
vertreter eine Schädigung berechtigter Inter-
essen eines Bediensteten oder dritter Personen
oder eine Gefährdung der Aufgaben der Behörde
herbeiführen oder den Zweck des Verfahrens
beeinträchtigen würde. Die Einsichtnahme in
einen Personalakt darf nur mit Zustimmung des
betroffenen Bediensteten erfolgen."

8. Dem § 11 Abs. 1 ist folgende lit. g einzu-
fügen :

„g) beim Bundesministerium für soziale Ver-
waltung für die Bediensteten der Unter-
suchungsanstalten der Bundesstaatlichen
Sanitätsverwaltung;".

9. Die bisherige lit. g des § 11 Abs. 1 erhält
die Bezeichnung lit. h.

10. Nach der neuen lit. h sind folgende lit. i
und j einzufügen:

„i) beim Bundesministerium für Bauten und
Technik zwei, und zwar je einer für
aa) die Bediensteten der Bundesgebäude-

verwaltung I, der Burghauptmann-
schaft und der Schloßverwaltungen
samt Tiergarten;

bb) die Bediensteten der Bundesgebäude-
verwaltung II;

j) beim Bundesstrombauamt;".

11. Die bisherigen lit. h, i, j und k erhalten
die Bezeichnung lit. k, 1, m und n.

12. In den neuen lit. 1 und n ist das Wort
„Heeresfeldzeugtruppen" durch das Wort „Hee-
resversorgungstruppen" zu ersetzen.

13. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Auf die Berufung der Mitglieder des Fach-
ausschusses sind die Bestimmungen des § 15 mit
der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß ein
Bediensteter, der zu mehreren Dienststellenaus-
schüssen wahlberechtigt ist, bei der Wahl des
Fachausschusses nur ein Stimmrecht besitzt; auf
die Geschäftsführung des Fachausschusses sind
die Bestimmungen des § 22 sinngemäß anzuwen-
den."

14. § 12 Abs. 1 lit. b hat zu lauten:

„b) in den Fällen des § 10 Abs. 6 mit dem Lei-
ter der Dienststelle zu beraten, bei der der
Fachausschuß bestellt ist;".

15. § 13 Abs. 1 lit. b bis d haben zu lauten:

„b) beim Bundesministerium für Inneres vier,
und zwar einer für die Bediensteten, die
bei einer Dienststelle der Bundesgendar-
merie verwendet werden (Bedienstete der
Bundesgendarmerie), einer für die Bedien-
steten des Sicherheitswachdienstes, einer für
die Bediensteten des Kriminaldienstes und
einer für die Bediensteten der sonstigen
Dienstzweige;

c) beim Bundesministerium für Justiz drei,
und zwar einer für staatsanwaltschaftliche
Beamte, einer für die Bediensteten des
Justizwachdienstes einschließlich des Dien-
stes der Jugenderzieher sowie der Bewäh-
rungshilfe und der übrigen Bediensteten an
Justizanstalten und einer für die Bedienste-
ten der sonstigen Dienstzweige;

d) beim Bundesministerium für Unterricht
und Kunst drei, und zwar je einer für
aa) die Bundeslehrer an allgemeinbilden-

den Schulen und Anstalten der Lehrer-
bildung und der Erzieherbildung mit
Ausnahme der Berufspädagogischen
Lehranstalten und Berufspädagogischen
Institute,

bb) die Bundeslehrer an berufsbildenden
Schulen und Berufspädagogischen
Lehranstalten sowie Berufspädagogi-
schen Instituten,

cc) die Bediensteten sonstiger Dienst-
zweige und nicht an Schulen verwen-
deten Bundeslehrer;".

16. § 13 Abs. 1 lit. g hat zu lauten:

„g) beim Bundesministerium für Verkehr zwei,
und zwar einer für die Bediensteten des
Bundesamtes für Zivilluftfahrt und einer
für die sonstigen Bediensteten dieses Res-
sorts;".
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17. Im § 13 Abs. 1 ist folgende lit. h einzu-
fügen:

„h) beim Bundesministerium für Wissenschaft
und Forschung zwei, und zwar einer für die
Hochschullehrer und einer für die Bedien-
steten sonstiger Dienstzweige;".

18. Die bisherige lit. h erhält die Bezeichnung
lit. i.

19. § 13 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Auf die Berufung der Mitglieder des
Zentralausschusses sind die Bestimmungen des
§ 15 mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden,
daß ein Bediensteter, der zu mehreren Dienst-
stellenausschüssen wahlberechtigt ist, bei der
Wahl des Zentralausschusses nur ein Stimmrecht
besitzt; auf die Geschäftsführung des Zentral-
ausschusses sind die Bestimmungen des § 22 sinn-
gemäß anzuwenden."

20. § 14 Abs. 1 lit. c hat zu lauten:

„c) in den in § 10 Abs. 7 genannten Fällen
tätig zu werden;".

21. Der zweite Satz des § 20 Abs. 7 hat zu
lauten:

„Die Stimmabgabe auf dem Wege durch die Post
ist jedoch zulässig, wenn der Wahlberechtigte am
Wahltage nicht an dem Ort, an dem er sein
Stimmrecht auszuüben hat, anwesend sein kann."

22. An die Stelle des bisherigen § 20 Abs. 8
bis 11 haben folgende Absätze zu treten:

„(8) Die Anzahl der auf die einzelnen Wähler-
gruppen entfallenden Mandate ist mittels der
Wahlzahl zu ermitteln. Die Wahlzahl ist wie
folgt zu berechnen:

a) Die Zahlen der für jede Wählergruppe
abgegebenen gültigen Stimmen werden,
nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander
geschrieben; unter jede dieser Zahlen wird
die Hälfte, unter diese ihr Drittel, Viertel
und nach Bedarf auch ihr Fünftel, Sechstel
usw. geschrieben. Als Wahlzahl gilt, wenn
drei Mitglieder des Dienststellenausschusses
zu wählen sind, die drittgrößte, bei vier
Mitgliedern des Dienststellenausschusses die
viertgrößte usw. der angeschriebenen Zah-
len.

b) Jeder Wählergruppe werden so viele Man-
date zugeschrieben, als die Wahlzahl in der
Zahl der für sie gültig abgegebenen Stim-
men enthalten ist.

c) Haben nach dieser Berechnung mehrere
Wählergruppen den gleichen Anspruch auf
ein Mandat, so entscheidet die Zahl der
Reststimmen; bei gleicher Stimmenzahl
entscheidet das Los.

(9) Die auf die Wählergruppe entfallenden
Mandate sind den im Wahlvorschlag angegebenen
Bewerbern nach der Reihe ihrer Nennung zuzu-
teilen.

(10) Erscheint ein Wahlwerber, der in mehre-
ren Wahlvorschlägen genannt ist, als mehrfach
gewählt, so hat er über Aufforderung des Dienst-
stellenwahlausschusses binnen einer Woche zu
erklären, für welchen Wahlvorschlag er sich ent-
scheidet; auf den anderen Listen ist er nach
Abgabe seiner Erklärung zu streichen. Unter-
läßt der Wahlwerber die fristgerechte Erklärung,
so ist er auf sämtlichen Listen zu streichen.

(11) Die auf einem Wahlvorschlag den gewähl-
ten Mitgliedern des Dienststellenausschusses fol-
genden Wahlwerber gelten als Ersatzmänner die-
ser Mitglieder. Scheidet der Ersatzmann aus dem
Dienststellenausschuß aus, weil der Grund des
Ruhens der Mitgliedschaft jenes Mitgliedes des
Dienststellenausschusses, an dessen Stelle er
getreten ist, in Wegfall kommt, so tritt er wie-
der an seine ursprüngliche Stelle auf der Liste
der Ersatzmänner."

23. Die bisherigen Abs. 8 bis 12 des § 20 erhal-
ten die Bezeichnung Abs. 12 bis 16.

24. Im § 22 Abs. 3 sind im zweiten Satz die
Worte „durch Krankheit oder Dienstzuteilung"
zu streichen.

25. Im § 22 Abs. 5 hat der letzte Satz zu ent-
fallen.

26. § 22 Abs. 6 hat zu lauten:

„(6) Den Beratungen des Dienststellenausschus-
ses und den Beratungen eines Unterausschusses
im Sinne des Abs. 5 können auch sachverstän-
dige Bedienstete beigezogen werden, die dem
Ausschuß als Mitglieder nicht angehören."

27. Der bisherige Abs. 6 erhält die Bezeichnung
Abs. 7.

28. § 23 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Vor Ablauf der im Abs. 1 bezeichneten
Zeit endet die Tätigkeit des Dienststellen(Fach-,
Zentral)ausschusses:

a) wenn die Dienststelle, für die der Dienst-
stellenausschuß gebildet ist, oder die Dienst-
stelle, bei der der Fach(Zentral)ausschuß
errichtet ist, aufgelassen wird;

b) wenn mehr als die Hälfte der Dienststellen,
für die der Fach(Zentral)ausschuß zustän-
dig ist, aufgelassen werden;

c) wenn sich die Zahl der bei der letzten
Wahl wahlberechtigten Bediensteten um
mehr als 25 v. H. verringert oder ver-
mehrt;
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d) wenn die Zahl seiner Mitglieder unter die
Hälfte der festgesetzten Zahl sinkt;

e) wenn der Dienststellen(Fach-, Zentral)aus-
schuß gemäß § 41 Abs. 3 aufgelöst wird;

f) wenn der Dienststellen(Fach-, Zentral)aus-
schuß bei Anwesenheit von mindestens drei
Vierteln seiner Mitglieder mit mindestens
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen
den Rücktritt beschließt;

g) wenn die Dienststellenversammlung die
Enthebung des Dienststellenausschusses be-
schließt (§ 5 Abs. 2 lit. b).

(3) Der Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschuß
führt nach Ablauf seiner gesetzlichen Tätigkeits-
periode und in den Fällen des Abs. 2 lit. b bis g
die Geschäfte bis zum Zusammentritt des neuen
Dienststellen(Fach-, Zentral)ausschusses weiter."

29. Der zweite Satz des § 24 hat zu lauten:

„In den Fällen des § 23 Abs. 2 lit. b bis g sind
Neuwahlen für den Rest der gesetzlichen Tätig-
keitsdauer binnen sechs Wochen nach Beendigung
der Tätigkeitsdauer des abtretenden Ausschusses
auszuschreiben."

30. Nach dem § 24 ist folgender § 24 a mit
Überschrift einzufügen:

„Neuschaffung von Dienststellen

§ 24 a. Wird eine Dienststelle neu geschaffen,
so hat der zuständige Fachausschuß, wenn ein
solcher nicht besteht, der zuständige Zentral-
ausschuß, binnen sechs Wochen einen Dienst-
stellenwahlausschuß für die neu geschaffene
Dienststelle zu bestellen. Dieser Dienststellen-
wahlausschuß hat innerhalb von sechs Wochen
nach seiner Bestellung die Wahl des Dienststellen-
ausschusses (Vertrauenspersonen) für den Rest
der gesetzlichen Tätigkeitsdauer des zuständigen
Fach(Zentral)ausschusses auszuschreiben."

31. § 25 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Tätigkeit als Personalvertreter ist ein
unbesoldetes Ehrenamt, das, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt wird, neben den Berufs-
pflichten auszuüben ist; dabei ist jedoch auf die
zusätzliche Belastung aus der Tätigkeit als Perso-
nalvertreter Rücksicht zu nehmen. Aus seiner
Tätigkeit als Personalvertreter darf einem
Bediensteten bei der Dienstbeurteilung und der
dienstlichen Laufbahn kein Nachteil erwachsen."

32. § 25 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Den Personalvertretern, den Mitgliedern
der Wahlausschüsse und den nach § 22 Abs. 6
beigezogenen Bediensteten ist unter Fortzahlung
ihrer Dienstbezüge die zur Erfüllung ihrer

Obliegenheiten notwendige freie Zeit zu gewäh-
ren. Auf Antrag des Zentralausschusses können
von der zuständigen Zentralstelle im Bereiche
eines Zentralausschusses mit mehr als 200 wahl-
berechtigten Bediensteten ein, mit mehr als
1000 wahlberechtigten Bediensteten zwei, mit
mehr als 5000 wahlberechtigten Bediensteten drei
und mit mehr als 20.000 wahlberechtigten
Bediensteten vier Personalvertreter unter Fort-
zahlung der laufenden Bezüge, mit Ausnahme
der in Bauschbeträgen festgesetzten Reisegebüh-
ren, vom Dienste freigestellt werden."

33. Im § 26 Abs. 1 und 3 hat es anstatt „§ 22
Abs. 5" „§ 22 Abs. 6" zu lauten.

34. § 27 Abs. 1, 2 und 3 haben zu lauten:

„(1) Ein Personalvertreter und ein Mitglied
eines Wahlausschusses dürfen während der Dauer
ihrer Funktion nur mit ihrem Willen zu einer
anderen Dienststelle versetzt oder einer anderen
Dienststelle zugeteilt werden. Gesetzliche Vor-
schriften über die Versetzung auf Grund eines
Disziplinarverfahrens bleiben unberührt.

(2) Ein Personalvertreter (Mitglied eines Wahl-
ausschusses), der (das) in einem provisorischen
öffentlich-rechtlichen oder in einem vertraglichen
Dienstverhältnis steht oder zeitverpflichteter
Soldat ist, darf ferner nur mit Zustimmung des
Ausschusses, dem er (es) angehört, gekündigt
oder entlassen werden, es sei denn, auf den Ver-
tragsbediensteten trifft der Kündigungsgrund des
§ 32 Abs. 2 lit. i des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 zu.

(3) Spricht sich der Ausschuß gegen die Kündi-
gung oder Entlassung aus (Abs. 2), so geht die
Zuständigkeit, das Dienstverhältnis durch Kündi-
gung oder Entlassung zu beenden, auf den Leiter
der Zentralstelle über. Dieser hat sich vor dem
Ausspruch der Kündigung oder Entlassung mit
dem für den Bediensteten zuständigen Zentral-
ausschuß (Zentralwahlausschuß) zu beraten."

35. § 28 hat zu lauten:

„§ 28. (1) Die Personalvertreter und die Mit-
glieder der Wahlausschüsse dürfen wegen Äuße-
rungen oder Handlungen nur mit Zustimmung
des Ausschusses, dem sie angehören, dienstrecht-
lich zur Verantwortung gezogen werden.

(2) Kommt der Ausschuß zu dem Ergebnis,
daß die Äußerungen oder Handlungen nicht in
Ausübung der Funktion erfolgt sind, so hat er
die Zustimmung zu erteilen.

(3) Nach dem Ausscheiden aus der Funktion
obliegt die Erteilung der Zustimmung dem ehe-
maligen Ausschuß und. falls dieser nicht mehr
besteht, dem Zentralausschuß."
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36. § 29 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Den Organen der Personalvertretung sind
erforderlichenfalls bei den Dienststellen entspre-
chende Räumlichkeiten samt Einrichtungen zur
Verfügung zu stellen. Die Kosten der Instand-
haltung dieser Räumlichkeiten und ihrer Ein-
richtung, die Kosten der Beheizung und Beleuch-
tung dieser Räumlichkeiten, die Kosten für die
Kanzleierfordernisse einschließlich des Aufwandes
für Telephon und Zustellung, deren die Organe
der Personalvertretung zur ordnungsmäßigen
Erfüllung ihrer Aufgaben bedürfen, trägt der
Bund. Den Zentralausschüssen, zu denen mehr
als 1000 Bedienstete wahlberechtigt sind, sind
außerdem zur Bewältigung der anfallenden
Kanzleiarbeiten ein Bediensteter und Zentral-
ausschüssen, zu denen mehr als 20.000 Bedien-
stete wahlberechtigt sind, zwei Bedienstete der
Verw.Gr. (Entl.Gr.) D (d) oder erforderlichen-
falls C (c) zur Verfügung zu stellen.

(2) Der Bund trägt die Kosten der Inlands-
reisen

a) der vom Dienst freigestellten Personalver-
treter, soweit diese Reisen für die Erfül-
lung ihrer Personalvertretungsaufgaben
unbedingt erforderlich sind;

b) der nicht vom Dienst freigestellten Perso-
nalvertreter, die zur Erfüllung ihrer Per-
sonalvertretungsaufgaben an ordnungs-
gemäß einberufenen Sitzungen der Dienst-
stellen-, Fach- oder Zentralausschüsse teil-
nehmen;

c) der Obmänner der Dienststellenausschüsse
zusammengefaßter Dienststellen (§ 4) oder
der Vertreter dieser Obmänner sowie der
Schriftführer solcher Dienststellenausschüsse
zu den einzelnen Dienststellen, soweit diese
Reisen für die Erfüllung ihrer Personal-
vertretungsaufgaben unbedingt erforderlich
sind und vom Dienststellenausschuß be-
schlossen wurden;

d) der Mitglieder der Wahlausschüsse, die zur
Erfüllung ihrer Aufgaben an ordnungs-
gemäß einberufenen Sitzungen der Dienst-
stellen-, Fach- oder Zentralwahlausschüsse
teilnehmen;

e) der sachverständigen Bediensteten, die zu
Beratungen der Dienststellen-, Fach- oder
Zentralausschüsse herangezogen werden
und

f) der Bediensteten zu Dienststellenversamm-
lungen, wenn diese zur Beschlußfassung
über die Enthebung des Dienststellenaus-
schusses einberufen werden."

37. Die bisherigen Abs. 2 und 3 des § 29
erhalten die Bezeichnung Abs. 3 und 4.

38. Im § 29 Abs. 4 (neu) hat es anstatt
„Abs. 1" „Abs. 2" zu lauten.

39. Im § 31 Abs. 4 hat es anstatt „(§ 10 Abs. 4)"
„(§ 10 Abs. 5)" zu lauten.

40. § 36 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Teilbeschäftigte Lehrer sind nur dann
wahlberechtigt, wenn sie am Tage der Wahlaus-
schreibung mit mindestens der Hälfte der Lehr-
verpflichtung beschäftigt sind."

41. Dem § 36 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) § 9 Abs. 1 lit. h findet auf Lehrer keine
Anwendung, wenn es sich um Mehrdienstleistun-
gen handelt, zu deren Übernahme sie auf Grund
dienstrechtlicher Vorschriften verpflichtet sind."

42. Der Abschnitt III hat zu lauten:

„ABSCHNITT III

Sonderbestimmungen für im Ausland verwen-
dete Bedienstete

§ 37. Auf Bedienstete nichtösterreichischer
Staatsbürgerschaft bei österreichischen Dienst-
stellen im Ausland sind die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes nicht anzuwenden.

§ 38. (1) Wird ein Personalvertreter zu einer
österreichischen Dienststelle im Ausland versetzt,
so erlischt seine Funktion.

(2) Über die Vorschriften des § 21 Abs. 1 und
3 hinaus ruht die Mitgliedschaft zum Zentralaus-
schuß oder erlischt die Mitgliedschaft zu einem
im Inlande errichteten Dienststellenausschuß im
Bereiche des Bundesministeriums für Auswärtige
Angelegenheiten auch dann, wenn das Mitglied
zu einer österreichischen Vertretungsbehörde im
Auslande versetzt wird.

(3) Abs. 2 gilt nicht, wenn bei einer öster-
reichischen Dienststelle im Ausland ein Organ
der Personalvertretung errichtet ist. In diesem
Falle sind Bedienstete, die bei dieser Dienststelle
beschäftigt sind, in das bei dieser Dienststelle
errichtete Organ der Personalvertretung wähl-
bar."

43. Der Abschnitt IV hat zu lauten:

„ABSCHNITT IV

Aufsicht über die Personalvertretung

P e r s o n a l v e r t r e t u n g s - A u f s i c h t s -
b e h ö r d e

§ 39. (1) Beim Bundeskanzleramt ist die
Personalvertretungs-Aufsichtskommission (in der
Folge „Kommission" genannt) zu errichten.

(2) Die Kommission hat aus drei Richtern,
einem Bundesbediensteten als Vertreter des
Dienstgebers und einem Bundesbediensteten als
Vertreter der Dienstnehmer zu bestehen. Der
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Vorsitzende, dessen Stellvertreter und die wei-
teren Mitglieder der Kommission sind vom
Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundes-
regierung mit Wirkung vom 1. Jänner eines
Kalenderjahres für die Dauer von fünf Jahren zu
bestellen. Für jedes Mitglied sind zwei Ersatz-
männer zu bestellen, die in der Reihenfolge, in
der sie bestellt werden, das Mitglied im Verhinde-
rungsfalle vertreten. Auf die Ersatzmänner finden
die für die Kommissionsmitglieder geltenden Be-
stimmungen sinngemäß Anwendung. Der Vor-
sitzende und dessen Stellvertreter müssen Richter
sein. Eine neuerliche Bestellung ist zulässig.

(3) (Verfassungsbestimmung) Ein Mitglied und
zwei Ersatzmänner sind auf Vorschlag des Präsi-
denten des Nationalrates mit Wirkung vom
1. Jänner eines Kalenderjahres für die Dauer von
fünf Jahren zu bestellen.

(4) Die richterlichen Mitglieder der Kommission
sind vom Personalsenat beim Obersten Gerichts-
hof, ein Vertreter des Dienstgebers vom Bundes-
kanzler und der Vertreter der Dienstnehmer von
der Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten
namhaft zu machen. Der Namhaftmachung der
richterlichen Mitglieder der Kommission hat
unter sinngemäßer Anwendung der §§ 30 bis 35
des Richterdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961,
eine Ausschreibung durch den Präsidenten des
Obersten Gerichtshofes voranzugehen.

(5) Macht die Gewerkschaft der öffentlich
Bediensteten innerhalb von vier Wochen nach
Aufforderung durch den Bundeskanzler den
Dienstnehmervertreter nicht namhaft, so obliegt
die Namhaftmachung dem Bundeskanzler.

(6) Wird die Kommission in einer Angelegen-
heit tätig, die die Personalvertretung beim
Parlament betrifft, so hat in der Kommission
an die Stelle des vom Bundeskanzler namhaft
gemachten Vertreters der Dienstgeber der vom
Präsidenten des Nationalrates namhaft gemachte
Vertreter der Dienstgeber zu treten.

(7) Die Mitglieder der Kommission sind in
Ausübung dieses Amtes selbständig und unabhän-
gig-

§ 40. (1) Zu Mitgliedern der Kommission
dürfen Beamte, in deren Standesausweis eine
nicht gelöschte Disziplinarstrafe eingetragen ist,
zu nichtrichterlichen Mitgliedern außerdem Be-
dienstete, die in den Dienststellenausschuß nicht
wählbar sind (§15 Abs. 5 und 6), nicht bestellt
werden.

(2) Die Mitgliedschaft zur Kommission ruht
mit der Einleitung eines Disziplinarverfahrens
bis zu dessen rechtskräftigem Abschluß, der
Suspendierung vom Dienst (Enthebung), der
Außerdienststellung und der Erteilung eines
Urlaubes von mehr als drei Monaten.

(3) Die Mitgliedschaft zur Kommission endet
mit Ablauf der Bestellungsdauer, mit der Beendi-

gung des Dienstverhältnisses, der rechtskräftigen
Verhängung einer Disziplinarstrafe, der Verset-
zung ins Ausland, der Versetzung in den zeit-
lichen oder dauernden Ruhestand sowie dem
Übertritt in den dauernden Ruhestand. Der
Richter verliert außerdem seine Mitgliedschaft
zur Kommission, wenn er seine Eigenschaft als
Richter, das nichtrichterliche Mitglied außerdem,
wenn es seine Wählbarkeit zum Dienststellen-
ausschuß verliert.

(4) Der Bundespräsident hat ein Mitglied der
Kommission zu entheben, wenn es darum an-
sucht, aus gesundheitlichen Gründen sein Amt
nicht mehr ausüben kann oder die ihm auf Grund
dieses Bundesgesetzes obliegenden Amtspflichten
verletzt.

(5) Scheiden Mitglieder der Kommission wäh-
rend der Bestellungsdauer aus, so sind, soweit
erforderlich, für den Rest der Bestellungsdauer
andere Kommissionsmitglieder zu bestellen.

Z u s t ä n d i g k e i t u n d A u f s i c h t s m i t -
tel d e r K o m m i s s i o n

§ 41. (1) Die Kommission hat als erste und
oberste Instanz von Amts wegen oder auf Antrag
desjenigen, der eine Verletzung seiner Rechte
behauptet, über die Gesetzmäßigkeit der Ge-
schäftsführung der Organe der Personalvertre-
tung zu entscheiden.

(2) Die Kommission hat dabei allfällige Be-
schlüsse der Organe der Personalvertretung, die
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes wider-
sprechen, aufzuheben und im übrigen jedenfalls
die Gesetzmäßigkeit oder Gesetzwidrigkeit der
den Gegenstand des Verfahrens bildenden Ge-
schäftsführung festzustellen.

(3) Die Kommission hat ein Organ der Perso-
nalvertretung aufzulösen, wenn es seine Pflich-
ten dauernd verletzt. Zur Antragstellung ist der
Leiter der Zentralstelle zuständig, in dessen
Bereich das Personalvertretungsorgan eingerich-
tet ist. Im übrigen ist er auch zur Antragstellung
im Sinne des Abs. 1 berechtigt.

V e r f a h r e n s v o r s c h r i f t e n

§ 41 a. (1) Auf das Verfahren vor der Kom-
mission sind die Bestimmungen des Allgemei-
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 anzu-
wenden.

(2) Die Kommission faßt ihre Beschlüsse mit
Stimmenmehrheit. Eine Stimmenthaltung ist
unzulässig.

K a n z l e i g e s c h ä f t e

§ 41 b. Die Kanzleigeschäfte der Kommission
sind vom Bundeskanzleramt zu führen.
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V e r g ü t u n g

§ 41 c. Die Mitglieder der Kommission haben
Anspruch auf Ersatz der Reise(Fahrt)auslagen
nach Maßgabe der Reisegebührenvorschriften des
Bundes. Sie haben ferner Anspruch auf eine dem
Zeit- und Arbeitsaufwand entsprechende Ver-
gütung, die vom Bundeskanzler im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen fest-
zusetzen ist.

Verfahren in Begutachtungsangelegenheiten

§ 41 d. Die Kommission kann in den Fällen,
in denen sie als Gutachter im Sinne des § 10
Abs. 7 tätig wird, zur Ermittlung des dem Gut-
achten zugrunde zu legenden Sachverhaltes Aus-
künfte von den sachlich für die Behandlung der
Angelegenheit berufenen Organen der Zentral-
stellen und dem zuständigen Zentralausschuß
einholen und zu diesem Zweck auch Auskunfts-
personen gemäß den Bestimmungen des Allgemei-
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950 laden."

44. § 42 hat zu lauten:

„§ 42. Die Vorschriften der Abschnitte I und
IV und des § 36 finden für Dienststellen, an
denen Lehrer für öffentliche Pflichtschulen und
für land- und forstwirtschaftliche Berufs- und
Fachschulen (§ 1 des Landeslehrer-Dienstgesetzes,
BGBl. Nr. 245/1962, § 1 des Land- und forst-
wirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstgesetzes,
BGBl. Nr. 176/1966, § 1 des Landesver-
tragslehrergesetzes 1966, BGBl. Nr. 172, und § 1
des Land- und forstwirtschaftlichen Landesver-
tragslehrergesetzes, BGBl. Nr. 244/1969) beschäf-
tigt sind, mit der Abweichung sinngemäß Anwen-
dung, daß

a) für die Landeslehrer für allgemeinbildende
Pflichtschulen eines politischen Bezirkes der
Dienststellenausschuß bei der Bezirksver-
waltungsbehörde zu errichten ist; die Be-
stimmung des § 4 bezüglich der Bildung
mehrerer Personalvertretungen für eine
Dienststelle findet hiebei sinngemäße An-
wendung, wobei der Sitz der einzelnen
Personalvertretungen zu bestimmen ist;

b) für die Landeslehrer für allgemeinbildende
Pflichtschulen, für die Landeslehrer für ge-
werbliche, kaufmännische und hauswirt-
schaftliche Berufsschulen und für die Lan-
deslehrer für land- und forstwirtschaftliche
Berufs- und Fachschulen je ein Zentralaus-
schuß bei der Landesregierung zu errichten
ist;

c) der Tätigkeitsbereich der Personalvertre-
tung sich auch auf die Schulbehörden des
Bundes erstreckt, soweit es sich um Ange-
legenheiten handelt, in denen den Schul-
behörden des Bundes auf Grund gesetz-
licher Vorschriften die Vollziehung zu-
kommt;

d) insoweit nach Abschnitt I und IV obersten
Bundesorganen (der Personalvertretungs-
Aufsichtskommission) Zuständigkeiten zu-
kommen, an deren Stelle — soweit es sich
nicht um die Erlassung von Verordnungen
handelt — die Landesregierung tritt;

e) die Erlassung der Wahl- und Geschäftsord-
nung der Landesregierung obliegt;

f) die Leiter von Schulen in die Zentralaus-
schüsse, die Leiter von allgemeinbildenden
Pflichtschulen auch in die Dienststellenaus-
schüsse wählbar sind;

g) Landeslehrer, die nicht an öffentlichen
Schulen verwendet werden, nur für den
nach ihrer dienstrechtlichen Stellung zu-
ständigen Zentralausschuß, die Lehrer für
allgemeinbildende Pflichtschulen auch für
den nach ihrem Dienstort zuständigen
Dienststellenausschuß wahlberechtigt sind;

h) die Kosten gemäß § 29 Abs. 1 und 2 das
Land zu tragen hat."

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Beim Bundesministerium für Justiz hat
hinsichtlich der staatsanwaltschaftlichen Beamten
die gemäß § 4 dem Zentralausschuß obliegenden
Aufgaben bis zum erstmaligen Zusammentritt
dieses Ausschusses der Bundesminister für Justiz
wahrzunehmen.

(2) Anläßlich der erstmaligen Wahl des Zentral-
ausschusses und der Dienststellenausschüsse für
staatsanwaltschaftliche Beamte obliegt die Bestel-
lung der Wahlausschüsse dem Bundesminister für
Justiz. Bei der erstmaligen Zusammensetzung der
Wahlausschüsse ist davon auszugehen, daß jede
für den betreffenden Ausschuß wahlwerbende
Gruppe mindestens einen Vertreter entsenden
kann, und zwar auch dann, wenn hiedurch die in
den §§ 16 Abs. 2, 17 Abs. 1 und 18 Abs. 1 fest-
gelegten Zahlen der Mitglieder der Wahlaus-
schüsse überschritten werden.

(3) Beim Bundesministerium für Wissenschaft
und Forschung hat die gemäß § 4 dem Zentral-
ausschuß für Hochschullehrer obliegenden Auf-
gaben der beim Bundesministerium für Unter-
richt und Kunst eingerichtete Zentralausschuß
für Hochschullehrer und die gemäß § 4 dem
Zentralausschuß für die Bediensteten sonstiger
Dienstzweige obliegenden Aufgaben der beim
Bundesministerium für Unterricht und Kunst
eingerichtete Zentralausschuß für die Bediensteten
sonstiger Dienstzweige und nicht an Schulen ver-
wendeten Bundeslehrer bis zum erstmaligen Zu-
sammentritt dieser Ausschüsse wahrzunehmen.

(4) Anläßlich der erstmaligen Wahl der Zentral-
ausschüsse und der Dienststellenausschüsse beim
Bundesministerium für Wissenschaft und For-
schung obliegt die Bestellung der Wahlausschüsse
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den entsprechenden Ausschüssen beim Bundes-
ministerium für Unterricht und Kunst.

(5) Anläßlich der erstmaligen Wahl des Fach-
ausschusses beim Bundesministerium für soziale
Verwaltung für die Bediensteten der Unter-
suchungsanstalten der Bundesstaatlichen Sanitäts-
verwaltung obliegt die Bestellung des Fachwahl-
ausschusses dem beim Bundesministerium für
soziale Verwaltung für die sonstigen Bediensteten
dieses Ressorts eingerichteten Zentralausschuß.

(6) Anläßlich der erstmaligen Wahl der Fach-
ausschüsse beim Bundesministerium für Bauten
und Technik und des Fachausschusses beim Bun-
desstrombauamt obliegt die Bestellung der Fach-
wahlausschüsse dem Zentralausschuß beim Bun-
desministerium für Bauten und Technik.

Artikel III

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt ist, die Bundesregierung betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Art. I Z. 44
sind, soweit sie nicht den Ländern obliegt, der
Bundesminister für Unterricht und Kunst, sofern
aber Landeslehrer an land- und forstwirtschaft-
lichen Berufs- und Fachschulen betroffen sind,
der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft betraut.

Jonas
Häuser Rösch Broda Gratz
Staribacher Frühbauer Lütgendorf
Kirchschläger Moser Firnberg


